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Schriftlicher Bericht 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung 
eingebracbten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

— Drucksache V/3244 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hörnemann (Gescher) 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrs gesetzes — Drucksache V/3244 — 
wurde in der 191. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 23. Oktober 1968 an den Verkehrs ausschuß 
überwiesen, der ihn in seiner Sitzung vom 5. De- 
zember 1968 beraten hat. 

Der Gesetzentwurf betrifft: 

1. Die Verpflichtung der Fahrerlaubnisbewerber, 
den Nachweis zu erbringen, daß sie die Grund- 
züge bei der Versorgung Unfallverletzter im 
Straßenverkehr beherrschen, 

2. die Ermächtigung zum Erlaß von Rechts Verord- 
nungen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
über die Beschaffenheit, Ausrüstung und Prüfung 
von Fahrzeugen zum Schutze der Insassen bei 
V erkehrsunf allen, 

3. die Verpflichtung der Eigentümer von Anlieger- 
grundstücken, die Anbringung von Verkehrs- 
zeichen oder Verkehrseinrichtungen zu dulden. 

Zu 1 . 

Von den Fahrerlaubnisbewerbern soll die Beherr- 
schung der „Grundzüge der Versorgung Unfall- 
verletzter im Straßenverkehr 11 gefordert werden. 
Das ist weniger, als das, was man unter „Erste 
Hilfe" versteht. Diese setzt bis zu einem gewissen 
Grad eine persönliche Eignung voraus, die nicht all- 
gemein als gegeben angesehen und von einem 
Kraftfahrzeugführer auch nicht schlechthin gefordert 
werden kann. Die Kapazität der freiwilligen Hilfs- 
organisationen würde auch z. Z. nicht ausreichen, 


wenn neben den bisher durch geführten Ausbildun- 
gen auch noch über eine Million Fahrerlaubnis- 
bewerber jährlich in Erster Hilfe ausgebildet werden 
müssen. Unter „Grundzüge der Versorgung Unfall- 
verletzter im Straßenverkehr" versteht man die 
wichtigsten Kenntnisse und Fähigkeiten aus der 
Gesamtheit der Erste-Hilfe-Maßnahmen. Sie sollen 
den Laien befähigen, die dringlichsten Maßnahmen 
am Unfallort zu treffen (Sicherung der Unfallstelle, 
Bergung und Lagerung Verletzter, Atemspende, 
Blutstillung). Die Ausbildung wird etwa zwei bis 
drei Doppelstunden erfordern. Diese Ausbildung 
soll zunächst nur von Fahrerlaubnisbewerbern ver- 
langt werden. Bewährt sich diese Regelung, wird 
zu gegebener Zeit zu prüfen sein, ob auch von den 
Fahrerlaubnisinhabern zusätzlich eine Ausbildung in 
dieser Richtung verlangt werden muß. 


Zu 2. 

Bisher besteht eine Rechtspflicht zum Mitführen 
von Verbandsmaterial nur für Kraftomnibusse. Sach- 
gerechte Hilfsmaßnahmen am Unfallort setzen aber 
nicht nur ausgebildete Helfer voraus, sondern es 
muß auch das Material vorhanden sein, daß die 
Hilfeleistung vielfach erst ermöglicht. Das Mitführen 
von Verbandkästen soll daher unter Gewährung 
einer angemessenen übergangsfrist Rechtspflicht 
werden, allerdings beschränkt auf Kraftwagen, da 
die Unterbringung des Verbandkastens auf Kraft- 
rädern technischen Schwierigkeiten begegnen kann. 
Inhalt und Verpackung des Verbandkastens wer- 
den so sein müssen, daß einerseits der mit dieser 
Bestimmung verfolgte Zweck erreicht wird, ander er- 
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seits sich die Belastung der Kraftfahrzeughalter in 
erträglichen Grenzen hält. Die Frage, welche Min- 
destanforderungen in dieser Richtung .gestellt wer- 
den müssen, ist noch offen. Zugleich soll die Er- 
mächtigung die Grundlage für weitere Rechts- 
vorschriften geben, die der Sicherheit der Fahrzeug- 
benutzer innerhalb des Fahrzeugs dienen. Hier 
kommen in Betracht: 

a) verformungsfester Insassenraum mit vor- und 
nachgelagerten verformungsfähigen Teilen, 

b) Entschärfung des Insassenraums, z. B. weiche 
Auskleidung, gepolstertes Armaturenbrett, ver- 
senkte Kurbeln, Knöpfe usw., 

c) Sicherheitslenksäulen und -räder, 

d) unfallgerechte Türen und Türschlösser, 

e) Ausrüstung mit Sicherheitsgurten, 


f) bestimmte Maßnahmen des Brandschutzes, die 
sich nach Unfällen günstig auswirken können (es 
ist nicht daran gedacht, das Mitführen von Feuer- 
löschern in Pkw zu verlangen). 

Zu 3. 

Die Verpflichtung der Eigentümer, an ihren Häu- 
sern die Anbringung von Verkehrszeichen und 
-einrichtungen zu dulden, findet sich im gleichen 
Umfang jetzt bereits in § 3 Abs. 6 StVO. Diese Vor- 
schrift wird lediglich in das StVG übernommen, weil 
das StVG keine ausreichende Ermächtigung für eine 
Regelung in der StVO enthält. 

Der Verkehrsausschuß hat dem Entwurf unter 
Berücksichtigung der Änderungsvorschläge des 
Bundesrates zugestimmt und einige redaktionelle 
Änderungen vorgenommen. 


Bonn, den 6. Dezember 1968 


Hörnemann (Gescher) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3244 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu der Vorlage eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 5. Dezember 1968 


Der Verkehrsaussdiuß 


Seifriz 

Vorsitzender 


Hörnemann (Gescher) 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. Dezember 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten (EGOWiG) vom 24, Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 503), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 2 erhält der zweite Halbsatz 
folgende Fassung: 

„sie ist zu erteilen, wenn der Nachsuchende 
seine Befähigung durch eine Prüfung dargetan 
hat, wenn er nachweist, daß er die Grundzüge 
der Versorgung Unfallverletzter im Straßenver- 
kehr beherrscht, und wenn nicht Tatsachen vor- 
liegen, die die Annahme rechtfertigen, daß er 
zum Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet 
ist." 

2. In § 5 b wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Können Verkehrszeichen oder Verkehrs- 
einrichtungen aus technischen Gründen oder 
wegen der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Straßenverkehrs nicht auf der Straße angebracht 
werden, haben die Eigentümer der Anlieger- 
grundstücke das Anbringen zu dulden. Schäden, 
die durch das Anbringen oder Entfernen der 
Verkehrszeichen oder Verkehrsemrichtungen 
entstehen, sind zu beseitigen. Wird die Benut- 
zung eines Grundstücks oder sein Wert durch die 
Verkehrszeichen oder Verkehrseinrichtungen 
nicht unerheblich beeinträchtigt oder können 
Schäden, die durch das Anbringen oder Entfer- 
nen der Verkehrszeichen oder Verkehrseinrich- 
tungen entstanden sind, nicht beseitigt werden, 
so ist eine angemessene Entschädigung in Geld 


zu leisten. Zur Schadensbeseitigung und zur Ent- 
schädigungsleistung ist derjenige verpflichtet, 
der die Kosten für die Verkehrszeichen und Ver- 
kehrseinrichtungen zu tragen hat. Kommt eine 
Einigung nicht zustande, so entscheidet die hö- 
here Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung 
sind die Beteiligten zu hören." 

3. In § 6 Abs. 1 wird nach Nummer 3 folgende neue 
Nummer 4 eingefügt: 

„4. die Beschaffenheit, Ausrüstung und Prüfung 
der Fahrzeuge, um die Insassen bei einem 
Verkehrsunfall vor Verletzungen zu schützen 
oder deren Ausmaß oder Folgen zu mil- 
dern;". 

4. In § 6 Abs. 1 werden die bisherigen Nummern 4 
bis 6 die Nummern 5 bis 7. 

5. In § 24 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „§ 6 
Abs, 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5" durch die Worte 
„§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 1 
Nr. 1 am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
Artikel 1 Nr, 1 tritt am 1. August 1969 in Kraft, 
sofern nicht der Bundesminister für Verkehr durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmmung des Bundes- 
rates einen früheren Zeitpunkt festsetzt. 


3 



